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A. Prüfungsauftrag 
 
Die gesetzliche Vertretung des 
 

Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 
 
– im Folgenden auch kurz "Eigenbetrieb" oder "Entsorgungsbetrieb" genannt – erteilte uns den 
Auftrag, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 unter Einbeziehung der zugrunde lie-
genden Buchführung und den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2016 nach berufsüblichen 
Grundsätzen zu prüfen sowie über das Ergebnis unserer Prüfung schriftlich Bericht zu erstatten. 
 
Dem Prüfungsauftrag vom 8. Dezember 2016 lag der Beschluss des Stadtrates vom 2. Dezem-
ber 2016 zugrunde, mit welchem wir zum Abschlussprüfer gewählt wurden (§ 318 Abs. 1 Satz 1 
HGB). Wir haben den Auftrag mit Schreiben vom 20. Februar 2017 angenommen. 
 
Die Prüfungspflicht ergibt sich aus der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung (EigAnVO) 
i. V. m. § 89 Abs. 1 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO). Nach § 89 Abs. 3 GemO er-
streckt sich die Prüfung auch auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, über die in ent-
sprechender Anwendung des § 53 HGrG zu berichten ist. 
 
Wir wurden deshalb von den gesetzlichen Vertretern beauftragt, die Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung zu prüfen und hierüber zu berichten; wegen Einzelheiten siehe auch Abschnitt 
F. des Berichtes und Anlage 10.  
 

Rechtsgrundlagen dieser gesetzlichen Pflichtprüfung sind die nachstehenden gesetzlichen und 
untergesetzlichen Bestimmungen in der zurzeit gültigen Fassung: 
 
1. Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) 

2. Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung für Rheinland-Pfalz (EigAnVO) 

3. Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen (KomPrVO) 

4. Bestimmung des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches (HGB) 

5. Kommunalabgabengesetz für Rheinland-Pfalz (KAG) 

6. Kommunalabgabenverordnung (KAVO) 

7. ergänzende Bestimmungen der Betriebssatzung. 
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Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-
baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.  
 
Auftragsgemäß haben wir den Prüfungsbericht um einen besonderen Erläuterungsteil erweitert, 
der diesem Bericht als Anlage 8 beigefügt ist. 
 
Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfolgenden 
Bericht, der in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei 
Abschlussprüfungen (IDW PS 450) erstellt wurde. 
 
Der Bericht enthält in Abschnitt B. vorweg unsere Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die 
gesetzlichen Vertreter.  
 
Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in den Abschnitten C., D. und E. im 
Einzelnen dargestellt. Die Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages haben wir in 
Abschnitt F. dargestellt. Ausführungen zum abschließenden Prüfungsergebnis und Empfehlun-
gen werden in Abschnitt G. dargelegt. Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte Be-
stätigungsvermerk wird in Abschnitt H. wiedergegeben.  
 
Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz (Anla-
ge 1), der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) und dem Anhang (Anlage 3), sowie den ge-
prüften Lagebericht (Anlage 4) beigefügt.  
 
Die rechtlichen und steuerlichen Verhältnisse haben wir in den Anlagen 6 und 7 tabellarisch 
dargestellt. Weitergehende Aufgliederungen und Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrech-
nung ergeben sich aus Anlage 8. Der Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG ist als Anla-
ge 10 beigefügt. 
 
Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Drit-
ten, liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten "Allgemeine Auftragsbe-
dingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" in der Fassung vom 
1. Januar 2017 zugrunde.  
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B. Grundsätzliche Feststellungen 
 
Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 
 
Die gesetzlichen Vertreter haben im Lagebericht (Anlage 4) und im Jahresabschluss (Anlagen 1 
bis 3) die wirtschaftliche Lage des Eigenbetriebes beurteilt. 
 
Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden Aus-
führungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter des Eigenbetriebes im 
Jahresabschluss und im Lagebericht Stellung. Dabei gehen wir insbesondere auf die Beurtei-
lung des Fortbestandes und der zukünftigen Entwicklung des Eigenbetriebes unter Berücksichti-
gung des Lageberichtes ein. Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beur-
teilung der Lage des Eigenbetriebes ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes gewonnen haben.  
 
Folgende Kernaussagen im Lagebericht sind hervorzuheben: 
 
Geschäftsverlauf und Lage des Eigenbetriebes: 
 

– Der Betrieb schließt das Wirtschaftsjahr mit einem Gewinn von TEUR 992 ab, im Vorjahr 
waren es TEUR 1.443. 

– Die Bilanzsumme stieg gegenüber dem Vorjahr von TEUR 64.316 auf TEUR 65.917 an. 
Während das Anlagevermögen sich um TEUR 1.526 reduzierte, erhöhte sich das Um-
laufvermögen um TEUR 3.127. Der Bestand an liquiden Mitteln nahm um TEUR 7.069 
auf TEUR 25.310 zu. 

– Das Eigenkapital erhöhte sich um den Jahresgewinn von TEUR 992 auf TEUR 33.622. 
Die Rückstellungen stiegen von TEUR 20.374 auf TEUR 20.859. Die Verbindlichkeiten 
nahmen um TEUR 122 auf TEUR 11.433 zu. 

– Mit Ausgaben von TEUR 1.612 wurde das geplante Investitionsvolumen von 
TEUR 16.422 erheblich unterschritten. Insbesondere konnten größere Baumaßnahmen, 
wie der Bau der inerten Deponie in Mainz-Laubenheim, die Erweiterung des Recycling-
hofes Süd und das Umweltbildungszentrum in Mainz-Weisenau nicht im geplanten Um-
fang umgesetzt werden.  

– Für das Jahr 2017 wird ein Jahresgewinn von TEUR 162 erwartet. 
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Zukünftige Entwicklung sowie Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung: 
 

– In der Sitzung des Stadtrats vom 2. Dezember 2015 wurde das bestehende Straßenrei-
nigungskonzept für die Stadt Mainz bestätigt und damit den Forderungen nach Reduzie-
rungen der Reinigungshäufigkeit in reinen Wohngebieten/Neubaugebieten entgegenge-
treten. Wie bereits im Jahr 2016 werden auch im Jahr 2017 weitere Neubaugebiete in die 
satzungsmäßige Straßenreinigung aufgenommen. 

– Im Bereich Einsammlung von Verpackungsabfällen (Duales System) bestehen Risiken in 
der Kostenbeteiligung bei der Einsammlung und Verwertung von PPK. Hier treten ver-
stärkt Forderungen der Dualen Systeme nach einer 100 %igen Erlösbeteiligung bzw. 
Übereignung des anteiligen Verpackungsmaterials auf. Die Werkleitung schätzt hierdurch 
Einnahmenausfälle von mehr als TEUR 100. 

Ende des Jahres 2017 laufen die Aufträge für die Einsammlung von Verpackungsmateri-
alien aus. Der Entsorgungsbetrieb will sich an den Ausschreibungen für die Jahre 2018 
bis 2020 beteiligen.  

– Zurzeit findet eine Betriebsprüfung durch das Finanzamt Mainz-Mitte für den Betriebs-
zweig "Betriebe gewerblicher Art" und den Betriebszweig "Kantine" für den Zeitraum 
2009 bis 2012 statt. Eventuelle sich daraus ergebende steuerliche Fragestellungen und 
Risiken können nicht quantifiziert werden, sodass noch keine bilanzielle Vorsorge getrof-
fen werden konnte. 

– Eine im Jahr 2015 begonnene Betriebsprüfung des Finanzamtes hat zu unterschiedli-
chen Auffassungen zwischen dem Finanzamt und dem Entsorgungsbetrieb hinsichtlich 
der Erträge aus der Deponie Laubenheim geführt. Derzeit laufen Gespräche mit dem 
Finanzamt.  

 
 
Die vorstehend angeführten Hervorhebungen werden in Abschnitt C. durch analysierende Dar-
stellungen wesentlicher Aspekte der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ergänzt. 
 
Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die Beurtei-
lung der Lage des Eigenbetriebes einschließlich der dargestellten Risiken der künftigen Entwick-
lung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 
ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutreffend. Unsere Prüfung hat keine Anhalts-
punkte dafür ergeben, dass der Fortbestand des Eigenbetriebes gefährdet wäre. 
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C. Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses  
 
Zur Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die Posten der Bilanz und der 
Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geordnet, wobei 
sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschränkt. Die Analyse ist nicht auf 
eine umfassende Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Eigenbetriebes ausgerichtet. Zudem 
ist die Aussagekraft von Bilanzdaten – insbesondere aufgrund des Stichtagsbezugs der Daten – 
relativ begrenzt. 
 
I. Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung) 
 
Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) abgeleitete Gegenüberstellung der Er-
folgsrechnungen der beiden Wirtschaftsjahre 2016 und 2015 zeigt folgendes Bild der Ertragsla-
ge und ihre Veränderungen: 
 
 2016 2015 Veränderung 

 TEUR % TEUR % TEUR 

Umsatzerlöse 47.482 98,6 46.583 98,8 899 

Übrige betriebliche Erträge 654 1,4 543 1,2 111 

Betriebsleistung 48.136 100,0 47.126 100,0 1.010 

Materialaufwand 17.316 36,0 17.207 36,5 109 

Personalaufwand 23.078 47,9 22.244 47,2 834 

Abschreibungen 3.137 6,5 3.202 6,5 -65 

Übrige betriebliche Aufwendungen  1.995 4,1 2.281 4,8 -286 

Sonstige Steuern 223 0,5 223 0,5 0 

Betriebsaufwendungen 45.749 95,0 45.157 95,5 592 

Betriebsergebnis 2.387 5,0 1.969 4,5 418 

Zinserträge 13 0,0 215 0,5 -202 

Zinsaufwendungen 1.798 3,7 1.578 3,3 220 

Finanzergebnis -1.785 -3,7 -1.363 -2,8 -422 

Neutrale Erträge 526 1,1 1.085 2,3 -559 

Neutrale Aufwendungen 136 0,3 248 0,5 -112 

Neutrales Ergebnis 390 0,8 837 1,8 -447 

Jahresgewinn 992 2,1 1.443 3,5 -451 
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Die Zunahme der Umsatzerlöse betrifft vor allem die Abfallbeseitigung und hier insbesondere 
die Erlöse aus Haus- und Gewerbeabfallbeseitigung (+TEUR 403) sowie Altpapierverwertung 
(+TEUR 253). Eine detaillierte Übersicht der Umsatzerlöse ist in der Anlage 8 dargestellt. 
 
Die Personalaufwendungen sind gegenüber dem Vorjahr um TEUR 834 auf TEUR 23.078 
angestiegen. Der Eigenbetrieb beschäftigte in 2016 im Durchschnitt 503 Personen (Vorjahr 
500). Die Veränderung des Personalaufwandes ist überwiegend auf die tarifliche Entgelterhö-
hung von rd. 2,4 %, den Anstieg der Mitarbeiterzahl, höhere Zuführungen zur Pensionsrückstel-
lung (TEUR 118) und höhere Beiträge an die Gemeindeunfallversicherung zurückzuführen.  
 
Im Vorjahr wurden der Rückstellung für die Rekultivierung des Steinbruchs in Mainz-
Laubenheim TEUR 391 zugeführt. Im Berichtsjahr waren keine weiteren Zuführungen erforder-
lich. Hierdurch sanken die sonstigen betrieblichen Aufwendungen.  
 
Mit der Begleichung einer Forderung über TEUR 6.000 durch die Wohnen am Golfplatz GmbH 
fielen im Berichtsjahr deutlich weniger Stundungszinsen an. Hierauf ist der Rückgang der Zins-
erträge zurückzuführen.  
 
Neutrale Erträge betreffen Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen in Höhe von 
TEUR 466 (Vorjahr TEUR 407), Erträge aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagever-
mögens in Höhe von TEUR 0 (Vorjahr TEUR 368) und sonstige neutrale Erträge in Höhe von 
TEUR 60 (Vorjahr TEUR 309).  
 
Niedrigere Grundsteuernachzahlungen für Grundstücke des Betriebsgeländes in Mainz-
Weisenau führten zum Rückgang der neutralen Aufwendungen.  
 
Der Eigenbetrieb weist für das Wirtschaftsjahr 2016 einen Gesamtgewinn von TEUR 992 aus, 
welcher sich wie folgt verteilt:  
 
 TEUR 
Straßenreinigung 206 

Abfallentsorgung 463 

Deponien 159 

Betriebe gewerblicher Art 164 

 992 
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II. Vermögenslage (Bilanz) 
 
In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2016 nach wirtschaftlichen 
und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden Bilanzposten zum 
31. Dezember 2015 gegenübergestellt (vgl. Anlage 1). 
 
Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem langfristig 
bzw. dem mittel- und kurzfristig gebundenen Vermögen zugeordnet.  
 
Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der Passivseite dem Eigen- bzw. 
Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine Zuordnung nach langfristiger 
bzw. mittel- und kurzfristiger Verfügbarkeit erfolgt. 
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Die Vermögens- und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr erge-
ben sich aus der folgenden Zusammenstellung der Bilanzzahlen in TEUR für die beiden Ab-
schlussstichtage 31. Dezember 2016 und 31. Dezember 2015: 
 
 31.12.2016 31.12.2015 Veränderung 
 TEUR % TEUR % TEUR 
A k t i v s e i t e      
Immaterielle Vermögensgegenstände 32 0,0 34 0,1 -2 
Sachanlagen 33.170 50,3 34.694 53,9 -1.524 
Langfristige Aktiva 33.202 50,3 34.728 54,0 -1.526 
Vorräte 866 1,3 846 1,3 20 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 4.460 6,8 8.769 13,6 -4.309 
Forderungen an den Einrichtungsträger 848 1,3 830 1,3 18 
Sonstige Vermögensgegenstände und RAP 1.231 1,9 902 1,4 329 
Liquide Mittel 25.310 38,4 18.241 28,4 7.069 
Kurzfristige Aktiva 32.715 49,7 29.588 46,0 3.127 
      
Summe Aktivseite 65.917 100,0 64.316 100,0 1.601 

      
P a s s i v s e i t e      
Stammkapital 511 0,8 511 0,8 0 
Allgemeine Rücklage 23.375 35,5 22.860 35,5 515 
Gewinnvortrag 8.744 13,3 7.816 12,2 928 
Jahresgewinn 992 1,5 1.443 2,2 -451 
Eigenkapital 33.622 51,1 32.630 50,7 992 
Langfristige Rückstellungen 18.277 27,7 17.320 26,9 957 
Langfristige Verbindlichkeiten gegenüber    
Kreditinstituten 4.647 7,0 5.159 8,0 -512 
Langfristiges Fremdkapital 22.924 34,7 22.479 34,9 445 
Sonstige Rückstellungen 2.583 3,9 3.054 4,7 -471 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 512 0,8 489 0,8 23 
Erhaltene Anzahlungen 2.280 3,5 2.736 4,3 -456 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und           
Leistungen 2.404 3,6 2.098 3,3 306 
Verbindlichkeiten gegenüber dem                           
Einrichtungsträger 1.003 1,5 438 0,7 565 
Verbindlichkeiten gegenüber                                        
Gebietskörperschaften 19 0,0 0 0,0 19 
Sonstige Verbindlichkeiten und RAP 570 0,9 392 0,6 178 
Kurzfristiges Fremdkapital 9.371 14,2 9.207 14,4 164 
      
Summe Passivseite 65.917 100,0 64.316 100,0 1.601 



Schüllermann und Partner AG 
 
 

– 9 – 
 

Das Anlagevermögen entwickelte sich im Wirtschaftsjahr wie folgt:  
 

 TEUR  TEUR 

Stand zum 31. Dezember 2015   34.728 

Zugänge 2016 1.612   

Abgänge 2016 1   

Abschreibungen 2016 3.137  -1.526 

Stand zum 31. Dezember 2016   33.202 

 
Die Zugänge in Höhe von TEUR 1.612 betreffen überwiegend Investitionen in Abfallfahrzeuge 
(TEUR 342), in Abfall-, Wertstoff- und Umleerbehälter und sonstige Anlagegüter (TEUR 726) 
sowie in Anlagen im Bau (TEUR 544).  
 
Die Abgänge betreffen die Veräußerung von gebrauchten Fahrzeugen und die Ausbuchung von 
alten Anlagegütern infolge der Bereinigung des Anlagenbestandes. Dies betrifft vor allem die 
jährlichen Korrekturen der Bestände der Abfall-, Wertstoff- und Umleerbehälter. 
 
Die sich zum Bilanzstichtag im Bau befindlichen Gebäude und Anlagen betreffen:  
 

 
1.1.2016 

Zugänge 
2016 31.12.2016 

 TEUR TEUR TEUR 

Neubau Umweltbildungszentrum Mainz 258 426 684 

Verfüllung und Renaturierung des                           
Steinbruchs Mz-Laubenheim 744 12 756 

Umbau Recyclinghof Mainz 23 24 47 

Neubau Wertstoffhof Mz-Ebersheim 2 0 2 

Umbau Lagerhalle Dahlheimer Wiese 0 80 80 

Neubau Grünschnittlagerplatz 0 2 2 

 1.027 544 1.571 

 
Die Abnahme der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen resultiert vor allem aus der 
Begleichung einer Forderung über TEUR 6.000 durch die Wohnen am Golfplatz GmbH.  
 
Die sonstigen Vermögensgegenstände beinhalten die Forderungen betreffend die Jahresab-
rechnung an den Landkreis Mainz-Bingen in Höhe von TEUR 1.076 (Vorjahr TEUR 555). 
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Der Eigenbetrieb verfügt zum 31. Dezember 2016 über liquide Mittel in Höhe von 
TEUR 25.310. Die Veränderung in Höhe von TEUR 7.069 wird in der Kapitalflussrechnung unter 
Abschnitt C. III. dargestellt.   
 
Das Eigenkapital beträgt zum Bilanzstichtag TEUR 33.622 und liegt mit TEUR 992 (= Jahres-
gewinn) über dem des Vorjahres. Dadurch verbessert sich die Eigenkapitalquote von 50,7 % auf 
51,1 %. 
 
Die langfristigen Rückstellungen betreffen mit TEUR 739 Rückstellungen für Pensionen und 
ähnliche Verpflichtungen, mit TEUR 4.088 Rückstellungen für die Nachsorgeverpflichtung De-
ponie Budenheim und mit TEUR 13.450 Rückstellungen für die Nachsorgeverpflichtung ehema-
liger Steinbruch Mainz-Laubenheim.  
 
Insbesondere niedrigere Rückstellungen für ausstehende Leistungen städtischer Ämter und Be-
triebe sowie niedrigere Ausgleichsleistungen an die EGM für Sperrmüllanlieferungen führten 
zum Rückgang der sonstigen Rückstellungen. 
 
Die Abnahme der langfristigen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (./.TEUR 512) 
betrifft die jährliche Tilgung der Darlehen.  
 
Die erhaltenen Anzahlungen resultieren aus der zwischen dem Eigenbetrieb und dem Land-
kreis Mainz-Bingen geschlossenen Vereinbarung über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Abfallentsorgung vom 1. Juli 2010. Sie betrifft die vom Landkreis im Voraus geleisteten Erstat-
tungen für die Erfüllung der Aufgaben aus dieser Zweckvereinbarung. Der Rückgang entspricht 
der Auflösung der Vorauszahlung über die vereinbarte Laufzeit von zehn Jahren.  
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III. Finanzlage 
  
Kapitalflussrechnung 
 
Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrechnung auf der 
Grundlage des Finanzmittelfonds gemäß DRS 21 zur Kapitalflussrechnung mit entsprechendem 
Vorjahresausweis erstellt: 
 
  2016 2015 Veränderung 
  TEUR TEUR TEUR 
 Jahresergebnis 992 1.443 -451 
././+ Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände  

des Anlagevermögens 3.137 3.223 -86 
./. Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 486 1.026 -540 
+/./. Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen                       

des Anlagevermögens 1 -368 369 
+/./. Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus    

Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva                         
(soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstätigkeit) 3.942 -1.366 5.308 

+/./. Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus                              
Lieferungen und Leistungen sowie anderer Passiva                                            
(soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstätigkeit) 612 -490 1.102 

+ Zinsaufwendungen 477 476 1 
./. Zinserträge -13 -215 202 
= Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 9.634 3.729 5.905 
+ Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen                                   

des Sachanlagevermögens 0 372 -372 
+ Zinserträge 13 215 -202 
./. Auszahlungen für Investitionen in das                                             

Sachanlagevermögen -1.612 -2.174 562 
=  Cashflow aus der Investitionstätigkeit -1.599 -1.587 -12 
./. Auszahlungen aus der Tilgung von (Finanz-) Krediten -489 -467 -22 
./. Zinsaufwendungen -477 -476 -1-1 
=  Cashflow aus der Finanzierungsstätigkeit -966 -943 -23 
+/./. Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 7.069 1.199 5.870 
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 18.241 17.042 1.199 
= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 25.310 18.241 7.069 

 
Der Eigenbetrieb konnte im Berichtsjahr seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommen. Aus 
dem laufenden Geschäftsbetrieb konnte ein Cashflow von TEUR 9.634 erwirtschaftet werden, 
mit dem die Zahlungsmittelabflüsse für Investitionen und Finanzierungen finanziert wurden. Dar-
über hinaus nahmen die liquiden Mittel um TEUR 7.069 zu.  
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D. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 
 
Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2016 (Anlagen 1 bis 3) und der Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2016 (Anlage 4) sowie 
die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung. Ferner prüf-
ten wir die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung in entsprechender Anwendung des § 53 
HGrG (vgl. hierzu Abschnitt F.). 
 
Den Lagebericht haben wir auch daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei 
unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt. Da-
bei haben wir auch geprüft, ob die Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 
Die Prüfung des Lageberichtes hat sich auch darauf erstreckt, ob die gesetzlichen Vorschriften 
zur Aufstellung des Lageberichtes beachtet worden sind. 
 
Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere, ob 
alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand unseres 
Prüfungsauftrages. 
 
Die gesetzlichen Vertreter des Eigenbetriebes sind für die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Unsere 
Aufgabe ist es, die von der Leitung vorgelegten Unterlagen und die gemachten Angaben im 
Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 
 
Gemäß § 89 Abs. 3 GemO i. V. m. § 4 KomPrVO erstreckte sich unsere Prüfung auch auf die 
Feststellungen, ob 
 

1. die Buchführung, der Jahresabschluss und der Lagebericht den gesetzlichen Vorschrif-
ten entsprechen sowie die Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen be-
achtet sind; 

2. der Lagebericht mit dem Jahresabschluss im Einklang steht und seine sonstigen Anga-
ben nicht eine falsche Vorstellung von der Lage der Einrichtung erwecken; 

3. die wirtschaftlichen Verhältnisse geordnet sind und die Entwicklung der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage sowie die Liquidität und Rentabilität der geprüften Einrichtung ver-
lustbringende Geschäfte sowie – soweit zutreffend – die Ursachen von Verlusten und ei-
nes Jahresverlustes dargestellt sind; 

 
die der Geschäftsführung Anlass zu Beanstandungen gibt. 
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Die Prüfungsarbeiten haben wir mit Unterbrechungen von März bis April 2017 in den Geschäfts-
räumen des Eigenbetriebes in Mainz und in unseren Büroräumen in Mainz durchgeführt. An-
schließend erfolgte die Fertigstellung des Prüfungsberichtes.  
 
Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk vom 8. Juni 2016 versehene Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2015. 
Er wurde mit Beschluss des Stadtrates vom 12. Juli 2016 unverändert festgestellt. 
 
Als Prüfungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen, die Belege, Bestätigungen der 
Kreditinstitute sowie das Akten- und Schriftgut des Eigenbetriebes. 
 
Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von der Leitung des 
Eigenbetriebes und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig erbracht worden. 
 
Ergänzend hierzu hat uns der Werkleiter, Herr Winkel, in der berufsüblichen Vollständigkeitser-
klärung schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahresabschluss 
alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen 
berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten, alle erforderlichen Angaben ge-
macht und uns alle bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. 
 
In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwicklun-
gen alle für die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes wesentlichen Gesichtspunkte sowie die 
nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach 
dem Schluss des Wirtschaftsjahres haben sich nicht ergeben und sind uns bei unserer Prüfung 
nicht bekannt geworden. 
 
Bei der Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. 
HGB und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung problemorientiert – jedoch ohne spezielle Aus-
richtung auf eine Unterschlagungsprüfung – so angelegt, dass wir Unregelmäßigkeiten und Ver-
stöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbe-
triebes wesentlich auswirken, hätten erkennen müssen. 
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Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unserer vorläu-
figen Lageeinschätzung des Eigenbetriebes und eine Einschätzung der Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS) zugrunde (risikoorientierter Prüfungs-
ansatz). Die Einschätzung basierte insbesondere auf Erkenntnissen über die rechtlichen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Branchenrisiken, Unternehmensstrategie und die daraus 
resultierenden Geschäftsrisiken sind aus Gesprächen mit der Leitung und Mitarbeitern des Ei-
genbetriebes bekannt. 
 
Aus den im Rahmen der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende 
Prüfungsschwerpunkte: 
 
– Übergang auf die erstmalige Anwendung der neuen Rechnungslegungsvorschriften nach 

BilRUG 

– Umsatzrealisierung 

 
Ausgehend von einer vorläufigen Beurteilung des IKS haben wir bei der Festlegung der weiteren 
Prüfungshandlungen die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet. 
Sowohl die analytischen Prüfungshandlungen als auch die Einzelfallprüfungen wurden daher 
nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungsgebiete und der Orga-
nisation des Rechnungswesens in ausgewählten Stichproben durchgeführt. Die Stichproben 
wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen Posten des Jah-
resabschlusses Rechnung tragen und es ermöglichen, die Einhaltung der gesetzlichen Rech-
nungslegungsvorschriften ausreichend zu prüfen.  
 
Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuldposten des Eigenbetriebes haben wir 
Bankbestätigungen sowie Saldenbestätigungen für Forderungen und Verbindlichkeiten einge-
holt. Weiterhin haben wir Auskünfte beim Rechts- und Ordnungsamt der Stadt Mainz eingeholt. 
 
Die Ermittlung der Pensionsrückstellungen und der Rückstellungen für Altersteilzeit basiert auf 
der Arbeit von Sachverständigen. Wir haben uns von der Qualifikation der versicherungsmathe-
matischen Sachverständigen überzeugt und die Bewertung der Pensionsverpflichtungen durch 
Plausibilitätskontrollen geprüft. Nach unserer Auffassung ist die Vorgehensweise im Rahmen 
der Gutachten sachgerecht und schlüssig. 
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Für die Ermittlung der Aufwendungen aus Verpflichtungen zur Deponienachsorge wurden inge-
nieurtechnische Gutachten verwertet. Die Gutachten wurden von Björnsen Beratende Ingenieu-
re Darmstadt GmbH erstellt und datieren vom Dezember 2004 und Februar 2005. Der Berech-
nung der Aufwendungen für die Verpflichtungen zur Rekultivierung und Nachsorge des Stein-
bruchs in Weisenau bzw. Laubenheim lag ein Gutachten der wat Ingenieurgesellschaft mbH, 
Mainz, vom 14. Juli 2011 zugrunde. 
 
Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unse-
ren Arbeitspapieren festgehalten (IDW PS 460). 
 
Die nach § 4 KomPrVO i. V. m. Ziff. 15 VV KomPrVO erforderlichen Angaben machen wir wie 
folgt: 
 
– Angaben zur Prüfbereitschaft bei Aufnahme der Prüfung: 

Bei Aufnahme der Prüfung lag ein prüffähiger Jahresabschluss vor. 

– Wesentliche Abweichungen zwischen dem nach § 27 Abs. 1 EigAnVO aufgestellten und 
dem geprüften Jahresabschluss: 

Es ergaben sich keine wesentlichen Abweichungen. 

– Namen der mit der Prüfung beauftragten Personen: 

 Prüfungsleiter: Herr Dipl.-Volkswirt Michael Laehn, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer 

Prüfer:              Frau Dipl.-Volkswirtin Andrea Müller 
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E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 
 
I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
 
1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 
 
Die Datenverarbeitung (Finanz- und Anlagenbuchhaltung) des Eigenbetriebes erfolgt auf der 
IBM AS/400 Anlage der Kommunalen Datenzentrale Mainz (KDZ) unter Verwendung der Soft-
waremodule DKS Finanzbuchhaltung, DKS Kostenstellen- und Kostenträgerrechnung und DKS 
Anlagenbuchhaltung. Eine Softwarebescheinigung für das Programm wurde uns vorgelegt. 
 
Das vom Eigenbetrieb eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem (IKS) 
sieht dem Geschäftszweck und -umfang angemessene Regelungen zur Organisation und Kon-
trolle der Arbeitsabläufe vor. Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtszeit-
raum keine nennenswerten organisatorischen Veränderungen erfahren. 
 
Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem 
ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der 
Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert; das Belegwesen ist klar und über-
sichtlich geordnet. Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der Vorjahresbilanz eröffnet 
und insgesamt während des gesamten Wirtschaftsjahres ordnungsgemäß geführt. 
 
Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommen wurden, führen zu 
einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht. 
 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen 
(einschließlich Belegwesen, internes Kontrollsystem und Planungsrechnungen) nach unseren 
Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung entsprechen. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 
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2. Jahresabschluss 
 
Der vorliegende Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 wurde nach den Vorschriften der 
Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung Rheinland-Pfalz in Verbindung mit den handelsrechtlich 
geltenden Vorschriften für große Kapitalgesellschaften und den ergänzenden Bestimmungen der 
Betriebssatzung aufgestellt.  
 
Der Jahresabschluss wurde erstmals nach den Vorschriften des BilRUG erstellt. Das Vorjahr 
wurde ebenfalls entsprechend den Vorgaben des BilRUG aufgestellt. Die entsprechenden An-
hangsangaben wurden gemacht.  
 
Soweit in der Bilanz oder in der Gewinn- und Verlustrechnung Darstellungswahlrechte bestehen, 
erfolgen die entsprechenden Angaben weitgehend im Anhang. 
 
Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung zum 31. Dezember 2016 sind – ausgehend 
von den Zahlen der Vorjahresbilanz – ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren 
geprüften Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die handelsrechtlichen Ansatz-, Ausweis- und 
Bewertungsvorschriften sowie die ergänzenden Vorschriften der EigAnVO eingehalten. 
 
In dem vom Eigenbetrieb aufgestellten Anhang (Anlage 3) sind die auf die Bilanz und die Ge-
winn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ausreichend 
erläutert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in den Anhang über-
nommenen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung sind vollständig und 
zutreffend dargestellt. Die Bewertung entspricht den Vorschriften des Dritten Buches des HGB 
für große Kapitalgesellschaften, soweit sich aus der EigAnVO nichts anderes ergibt.  
 
Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschrif-
ten einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Die Prüfung ergab keine Be-
anstandungen. 
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3. Lagebericht 
 
Die Prüfung des Lageberichtes für das Wirtschaftsjahr 2016 (Anlage 4) hat ergeben, dass der 
Lagebericht mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im 
Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften entspricht und dass er insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt.  
 
Ferner hat die Prüfung ergeben, dass die wesentlichen Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend im Lagebericht dargestellt und die Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB und 
den ergänzenden Vorschriften des § 26 EigAnVO vollständig und zutreffend sind. 
 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass der Lagebericht alle vorgeschriebenen Angaben ent-
hält und damit den gesetzlichen Vorschriften entspricht. 
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II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 
 
1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 
 
Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss insgesamt, d. h. als Gesamtaussage 
des Jahresabschlusses – wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang ergibt –, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt (§ 264 Abs. 2 HGB). 
 
Im Übrigen verweisen wir hierzu auch auf die analysierende Darstellung der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage in Abschnitt C. I. bis III. sowie auf die weitergehenden Aufgliederungen 
und Erläuterungen der Posten der Gewinn- und Verlustrechnung in Anlage 8. 
 
Durch die Anwendung der neuen Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften nach BilRUG soll 
nach Vorgabe des Gesetzgebers die Bilanzrichtlinie umgesetzt und insbesondere die Vergleich-
barkeit der Rechnungslegung erhöht werden.  
 
Die Gliederungsschemata für die Gewinn- und Verlustrechnung müssen angepasst werden, da 
die Posten "Außerordentliche Aufwendungen", "Außerordentliche Erträge" und "Außerordentli-
ches Ergebnis" sowie das "Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit" gestrichen wurden. 
Hinzugekommen ist das "Ergebnis nach Steuern", das zwischen dem Posten "Steuern vom Ein-
kommen und vom Ertrag" und dem Posten "Sonstige Steuern" auszuweisen ist. Die Vorjahres-
werte bzgl. der weggefallenen Posten sowie die diesbezüglichen Zwischenergebnisse müssen 
auf die neue Gliederungsschemata i. d. F. BilRUG umgegliedert werden.  
 
Der Eigenbetrieb hat von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Gewinn- und Verlustrechnung 
des Vorjahres entsprechend den Vorgaben des BilRUG aufzustellen, sodass eine direkte Ver-
gleichbarkeit gewährleistet ist.  
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2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen 
 
Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden grundsätzlich unverändert zum Vorjahr 
angewendet, mit den Ausnahmen, die sich aus der erstmaligen Anwendung des BilRUG erge-
ben haben. 
 
Im Übrigen verweisen wir hierzu auf die Ausführungen im Anhang (Anlage 3). 
 
3. Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 
 
Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen Aus-
wirkungen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem Ergebnis unserer 
Prüfungshandlungen im Prüfungszeitraum nicht vor. 
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F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages 
 
Das Ergebnis der erweiterten Prüfung wird von uns nicht in den Bestätigungsvermerk aufge-
nommen, da sich hieraus keine wesentlichen Auswirkungen ergeben, die die Ordnungsmäßig-
keit der Buchführung, des Jahresabschlusses und des Lageberichtes in Frage stellen. 
 
I. Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG 
 
Gemäß § 89 Abs. 3 GemO erstreckt sich die Abschlussprüfung auch auf die Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung. 
 
Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen, 
dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW PS 720 "Be-
richterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" beachtet. 
 
Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der er-
forderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vor-
schriften geführt worden sind. 
 
Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 10 dargestellt. 
Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach 
unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Be-
deutung sind. 
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II. Feststellungen zur Einführung eines Risikofrüherkennungssystems 
 
Als Abschlussprüfer haben wir im Rahmen der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
führung nach § 53 HGrG auch darüber zu berichten, ob die Leitung des Eigenbetriebes ein Risi-
kofrüherkennungssystem eingerichtet hat und ob dieses geeignet ist, seine Aufgaben zu erfül-
len. 
 
Nach IDW PS 720 ist die Prüfung des Risikofrüherkennungssystems rechtsformunabhängig als 
Bestandteil einer nach § 53 HGrG durchzuführenden Geschäftsführungsprüfung anzusehen. 
 
Ein Risikofrüherkennungssystem i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG hat sicherzustellen, dass diejenigen 
Risiken, die den Fortbestand des Eigenbetriebes gefährden können, früh erkannt werden. Es 
muss deshalb geeignet sein, den Eintritt und die Erhöhung derartiger Risiken rechtzeitig anzu-
zeigen und den Entscheidungsträgern mitzuteilen. Es muss ferner sicherstellen, dass eine Ge-
samtbetrachtung solcher Risiken, die im Zusammenwirken bestandsgefährdend werden können, 
erfolgt. 
 
Der Eigenbetrieb verfügt über ein geschlossenes Risikofrüherkennungssystem. Wir verweisen 
auf unsere Feststellungen zum Risikofrüherkennungssystem in Anlage 10.  
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G. Abschließendes Prüfungsergebnis  
 
Entsprechend § 4 Abs. 3 der Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen 
kann zusammenfassend festgestellt werden: 
 
1. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 ist richtig aus den Büchern entwickelt. Er ent-

spricht in seiner Gliederung und Bewertung den gesetzlichen sowie den landesrechtlichen 
Vorschriften. Die Buchführung ist ordnungsgemäß; sie entspricht ebenfalls dem Gesetz und 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung. 

 
2. Der Lagebericht steht mit dem Jahresabschluss im Einklang; seine sonstigen Angaben er-

wecken keine falsche Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebes. Die zukünftige Entwick-
lung und die Risiken sind zutreffend dargestellt. 

 
3. Der Eigenbetrieb weist zum 31. Dezember 2016 ein positives Eigenkapital in Höhe von 

TEUR 33.622 aus, was einer Eigenkapitalquote von 51,1 % entspricht. 
 

4. Das Anlagevermögen beträgt stichtagsbezogen TEUR 33.202 und ist durch Eigenkapital und 
langfristiges Fremdkapital gedeckt.  
 

5. Die kurzfristigen Verbindlichkeiten sind stichtagsbezogen vollständig durch die liquiden Mittel 
gedeckt. Die Liquidität des Eigenbetriebes war im Jahr 2016 jederzeit gegeben. 
 

6. Der Eigenbetrieb schloss das Wirtschaftsjahr 2016 mit einem Jahresgewinn von TEUR 992 
ab. 
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H. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes und Schlussbemerkungen 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresabschluss zum 
31. Dezember 2016 (Anlagen 1 bis 3) und dem Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2016 (Anla-
ge 4) des Entsorgungsbetriebes der Stadt Mainz unter dem Datum vom 4. Mai 2017 den folgen-
den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird: 
 
"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Entsorgungsbetriebes 
der Stadt Mainz für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2016 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung liegen in der Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes 
abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 89 Abs. 3 GemO sowie nach 
den Vorschriften der Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen vom 
22. Juli 1991 und unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hin-
reichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebes Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
des  Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lage-
bericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt.  



Schüllermann und Partner AG 
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Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter des Eigenbetriebes sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung und vermit-
telt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vor-
schriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar." 
 
Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-
schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen 
(IDW PS 450). 
 
Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerkes außerhalb dieses Prü-
fungsberichtes bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichung oder Weitergabe 
des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichtes in einer von der bestätigten Fassung abwei-
chenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestäti-
gungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 
 
Mainz, 4. Mai 2017 
 
 

Schüllermann und Partner AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 
 
 

Dipl.-Volksw. Thomas Fichtelberger Dipl.-Volksw. Michael Laehn 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Anlage 2

Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz
Gewinn- und Verlustrechnung

für das Wirtschaftsjahr 2016

2016
EUR

2015
EUR

1. Umsatzerlöse 47.541.486,25 46.891.976,46
2. Sonstige betriebliche Erträge 1.120.346,03 1.318.784,30

48.661.832,28 48.210.760,76
3. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe und für bezogene
Waren -3.027.912,46 -3.067.970,22

b) Aufwendungen für bezogene
Leistungen -14.287.916,48 -14.139.580,61

-17.315.828,94 -17.207.550,83
4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -17.857.779,55 -17.087.268,04
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen

für Altersversorgung und für
Unterstützung -5.219.655,19 -5.156.473,62
davon für Altersversorgung
EUR 1.529.592,35 (Vorjahr
EUR 1.522.004,83)

-23.077.434,74 -22.243.741,66
5. Abschreibungen

a) auf immaterielle
Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und Sachanlagen -3.136.945,20 -3.202.129,25

-3.136.945,20 -3.202.129,25
6. Sonstige betriebliche Aufwendungen -2.131.310,76 -2.529.203,93

3.000.312,64 3.028.135,09
7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 12.632,17 215.474,24
8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen

davon aus Aufzinsung von Rückstellungen
EUR 1.563.197,65 (Vorjahr EUR
1.321.073,61) -1.797.753,08 -1.578.053,08

-1.785.120,91 -1.362.578,84
9. Ergebnis nach Steuern 1.215.191,73 1.665.556,25
10. Sonstige Steuern -222.845,94 -222.804,28
11. Jahresgewinn 992.345,79 1.442.751,97
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Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 
 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Entsorgungsbetriebes 
der Stadt Mainz, Mainz, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2016 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigen-
betriebes abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 89 Abs. 3 GemO sowie nach 
den Vorschriften der Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen vom 
22. Juli 1991 und unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hin-
reichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebes Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
des  Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lage-
bericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 



Anlage  5 
Blatt  2 

 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter des Eigenbetriebes sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung und vermit-
telt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vor-
schriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Mainz, 4. Mai 2017 

 
 
 

Schüllermann und Partner AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 
 
 

Dipl.-Volksw. Thomas Fichtelberger Dipl.-Volksw. Michael Laehn 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 
 

Rechtliche Verhältnisse 
 

I. Allgemeines 
 

Bezeichnung Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 

Sitz Mainz 

Gegenstand Entsorgung und Wiederverwertung von Abfällen und Reinigung öf-
fentlicher Straßen in der Stadt Mainz 

Stammkapital EUR 511.291,88 

Organe Oberbürgermeister der Stadt Mainz, Stadtrat, Werkausschuss, 
Werkleitung 

Oberbürgermeister Der Oberbürgermeister, Herr Michael Ebling, ist Vorgesetzter der 
Werkleitung und Dienstvorgesetzter der Bediensteten des Eigenbe-
triebes.  

Stadtrat Der Stadtrat beschließt über alle Angelegenheiten, die ihm durch 
die Gemeindeordnung (GemO) und die Eigenbetriebs- und An-
staltsverordnung Rheinland-Pfalz (EigAnVO) vorbehalten sind und 
nicht übertragen werden können. 

Werkausschuss Der Werkausschuss bereitet die den Eigenbetrieb betreffenden Be-
schlüsse des Stadtrates vor. Er ist von der Werkleitung über alle 
wichtigen Angelegenheiten des Eigenbetriebes zu unterrichten. 

Der Werkausschuss entscheidet im Rahmen der Beschlüsse des 
Stadtrates über die Grundsätze der Wirtschaftsführung, die Vermö-
gensverwaltung und die Rechnungslegung. Er entscheidet über 
alle Angelegenheiten, für die nicht der Oberbürgermeister, der 
Stadtrat oder die Werkleitung zuständig sind. 

Werkleitung Die Werkleitung leitet den Eigenbetrieb im Rahmen der Eigenbe-
triebsverordnung, der Betriebssatzung, der Beschlüsse des Stadt-
rates und des Werkausschusses sowie gemäß § 7 Abs. 2  EigAn-
VO ergangene Weisungen des Oberbürgermeisters in eigener Ver-
antwortung. Im Berichtsjahr war: 

Herr Hermann Winkel, 1. Werkleiter 
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Wirtschaftsjahr Kalenderjahr 

Feststellung des  
Jahresabschlusses 

Der Vorjahresabschluss wurde mit Stadtratsbeschluss vom 13. Juli 2016 
festgestellt. Der Stadtrat beschloss, den nach Abzug der nach § 8 Abs. 3 
KAG zu erwirtschaftenden Eigenkapitalverzinsung von EUR 523.383,23 
verbleibenden Gewinn auf neue Rechnung vorzutragen. 

Die Feststellung wurde am 19. August 2016 im Amtsblatt der Stadt Mainz 
bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wurde auf die Auslegung vom 
22. August bis 2. September 2016 in den Räumen des Eigenbetriebes in 
Mainz hingewiesen. 

Betriebssatzung Gemäß § 86 Abs. 2 GemO Rhld.-Pf. sind Abfallbeseitigungseinrichtungen 
als Eigenbetriebe zu führen oder nach der EigAnVO von Rhld.-Pf. zu ver-
walten, wenn der Träger die Aufgabe unmittelbar erfüllt. Die Stadt Mainz 
hat deshalb zum 1. Januar 1988 einen Eigenbetrieb errichtet. 

Die Betriebssatzung vom 29. Juli 1987 wurde zuletzt durch die 4. Ände-
rungssatzung vom 7. Mai 1998 geändert, die am 21. Mai 1998 in Kraft 
trat. Danach besteht die Werkleitung aus zwei Werkleitern, von denen ei-
ner zum ersten Werkleiter bestellt ist. Auf Vorschlag der Werkleitung kön-
nen mit Zustimmung durch den Stadtrat die Stellvertreter der Werkleiter 
als stellvertretende Werkleiter (im Verhinderungsfall) bestellt werden. 

Der Eigenbetrieb führt den Namen "Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz" 
(§ 2 Betriebssatzung). 

Gemäß § 1 der Satzung ist Zweck des Eigenbetriebes die Entsorgung 
und Wiederverwertung von Abfällen und die Reinigung öffentlicher Stra-
ßen in der Stadt Mainz. Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck 
fördernden und ihn wirtschaftlich berührenden Hilfs- und Nebengeschäfte 
betreiben. 

Das Stammkapital beträgt gem. § 3 der Betriebssatzung EUR 511.291,88. 

Nach § 1 Abs. 3 der Satzung ist die Gewinnerzielungsabsicht ausge-
schlossen. 

Nach der Satzung ist der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Mainz 
Vorgesetzter der Werkleitung und Dienstvorgesetzter der Bediensteten 
des Eigenbetriebes. Nach dem Dezernatsverteilungsplan vom 
20. September 1995 ist die Leitung des Entsorgungsbetriebes auf die 
Beigeordnete, Frau Katrin Eder, übertragen worden. Sie ist somit nach 
§ 50 Abs. 3, Abs. 6 GemO Vorgesetzte der Werkleitung. 

Der Stadtrat beschließt über alle Angelegenheiten, die ihm durch die Ge-
meindeordnung (GemO) und die Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung 
Rheinland-Pfalz (EigAnVO) vorbehalten sind und nicht übertragen werden 
können. 
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 Der Werkausschuss berät die den Eigenbetrieb betreffenden Beschlüsse 
des Stadtrates vor. Er ist von der Werkleitung über alle wichtigen Ange-
legenheiten des Eigenbetriebes zu unterrichten. Der Werkausschuss legt 
die allgemeinen Grundsätze für die Wirtschaftsführung, die Vermögens-
verwaltung und die Rechnungslegung des Eigenbetriebes fest. Er ent-
scheidet über alle Angelegenheiten, für die nicht der Oberbürgermeister, 
der Stadtrat oder die Werkleitung zuständig sind. 

Der Oberbürgermeister regelt die Geschäftsbereiche innerhalb der Werk-
leitung, soweit die Werkleitung aus zwei Mitgliedern besteht. Die Werklei-
tung lag 2016 in den Händen von Herrn Hermann Winkel, der ab dem 
9. November 2000 zum ersten Werkleiter bestellt wurde. Die in der Sat-
zung vorgesehene Stelle eines zweiten Werkleiters ist nicht besetzt. 

Entsorgungs- und  
Gebührensatzung 

Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung in der Stadt Mainz wird aufgrund der Abfallsatzung 
(AbfS) vom 18. November 1996 durchgeführt. Die letzte Änderung da-
tiert vom 25. März 2016. Danach verwertet und beseitigt die Stadt Mainz 
als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger nach Maßgabe der Satzung 
als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung die in ihrem Gebiet anfallenden 
Abfälle i. S. d. Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
(KrW-/AbfG) und des Landesabfallgesetzes. Sie wirkt ferner darauf hin, 
dass in ihrem Gebiet möglichst wenig Abfall entsteht und die sonstigen 
Ziele der Abfallwirtschaft erreicht werden. Bei der stofflichen Verwertung 
soll sich die Stadt in der Regel Dritter bedienen. Zur Durchführung sons-
tiger Aufgaben kann sie sich Dritter bedienen (§ 3 AbfS). 

Am 1. Januar 1997 ist die Abfallgebührensatzung (AbfGS) vom 2. Ju-
li 1997 in Kraft getreten, die vom Stadtrat am 2. Juli 1997 beschlossen 
wurde. Die letzte Änderung datiert vom 8. Dezember 2010 und ist seit 
dem 1. Januar 2011 in Kraft. 

Die Verwertung von Abfällen, die nicht aus privaten Haushalten stam-
men, und die Ausführung sonstiger Leistungen außerhalb der öffentlich-
rechtlichen Tätigkeit werden abgerechnet aufgrund des Entgeltverzeich-
nisses des Entsorgungsbetriebes der Stadt Mainz vom 18. Dezember 
2015 (in Kraft ab 1. Januar 2016). 

Die Kostensätze für die Benutzung der Dienst- und Sonderfahrzeuge, 
die Ausführung von Dienstleistungen und die Abgabe von Verbrauchs-
mitteln werden gemäß Beschluss des Stadtrates vom 2. Dezember 2015 
festgelegt. 

Straßenreinigung 

Die Straßenreinigung in der Stadt Mainz wird aufgrund der Satzung über 
die Reinigung der öffentlichen Straßen (StrRS) vom 1. Januar 1996 
durchgeführt, die vom Stadtrat am 2. November 1995 beschlossen wur-
de und am 1. Januar 1996 in Kraft trat. Die letzte Änderung datiert vom 
21. Juli 2016 (in Kraft ab 1. September 2016). 
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 Nach § 13 StrRS erhebt die Stadt zur Deckung der Kosten für die Reini-
gung von Straßen, die sie gemäß § 3 Abs. 1 StrRS selbst wahrnimmt 
(diese Straßen sind in einem gesonderten Verzeichnis aufgeführt), Be-
nutzungsgebühren. Gebührenmaßstab sind die Frontlänge des Grund-
stückes, die Verkehrsbedeutung der Straße und die Anzahl der wö-
chentlichen Reinigungen. Die Reinigungsklasse der Straße ist im Stra-
ßenverzeichnis angegeben. Durch Satzung vom 27. Juni 2001 ist der 
gemäß § 13 StrRS auf das allgemeine öffentliche Interesse an der Stra-
ßenreinigung entfallende Kostenanteil ab 1. Juli 2001 von 20 % der Ge-
samtkosten auf einen von der Verkehrsbedeutung und der Reinigungs-
häufigkeit der jeweiligen Straße unterschiedlichen Betrag festgesetzt 
worden, die ebenfalls im Straßenverzeichnis A ausgewiesen ist. 

Stillgelegte Abfallentsorgungsanlagen (Altdeponien) 

Dem Eigenbetrieb obliegen auskunftsgemäß die Überwachung und Si-
cherung von elf "Altdeponien". Für diese Deponien sind keine Rückstel-
lungen für Nachsorge gebildet worden, da es sich um Deponien handelt, 
die vor Aufgabenübergang geschlossen wurden. 
 Ord-

nungs-
Nr. Größe 

Still-
legung 

Ge-
fahren-
klasse 

Ge-
fahren-
klasse 

Prior-
ität 

  m² Jahr Stadt Land  

Laubenheim,                
Gewerbestr. 242 128.045 1964 I I 1,0 

Laubenheim,  
Groß-Gerauer Straße 234 26.340 1971 II IV 1,8 

Laubenheim, 
Auf der Weide am      
Neuwieg 241 15.252 1968 III II 1,8 

Innenstadt, 
Hechtsheimer Straße 232 187.148 1966 saniert   

Hechtsheim, 
Vor der großen Hohl 231 7.646 1969 II I 2,0 

Drais,                                             
An der Sandkaute 208 7.565 1970 II II 2,0 

Bodenheim/Nackenheim, 
In der Rudelheck 0 224.070 1976 II II 2,0 

Marienborn,                             
Im Lagental 244 5.915 1969 III III 3,0 

Hechtsheim, 
In der Holdersleiter 240 26.052 1970 III I 3,0 

Drais, 
Im Schiersteiner Grund 207 3.494 1958 III I 3,0 

Ebersheim,                           
Im Kesseltal 211 15.789 1969 III II 3,0 
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 Die Gefahrenklassen I bis IV entsprechen der Einteilung des Landesam-
tes für Umwelt und Gewerbeaufsicht Rheinland-Pfalz für die Gefähr-
dungsabschätzung von Altablagerungen. Die Altdeponien wurden den 
einzelnen Gefahrenklassen aufgrund von Erhebungen des genannten 
Landesamtes sowie des Umweltamtes der Stadt Mainz, das auch die 
Prioritätenliste für den Handlungsbedarf aufgestellt hat, zugeordnet. 

Die Gefahrenklassen sind folgendermaßen definiert: 

Gefahrenklasse I 

Sichere Kenntnisse über eine Ablagerung umweltgefährdender Abfälle, 
Lage im Einzugsbereich einer Trinkwassergewinnungsanlage bzw. in 
einem Wasserschutzgebiet oder Deponiegaswanderung in eine nahe 
gelegene Bebauung. 

Gefahrenklasse II 

Hinweis auf eine eventuelle Ablagerung umweltgefährdender Abfälle, 
Lage nahe am Einzugsgebiet einer Trinkwassergewinnungsanlage bzw. 
an einem oder in einem Wasserschutzgebiet, Oberflächenwasserverun-
reinigung durch Sickerwasser oder ausgespülte Abfälle, Gefahr der De-
poniegaswanderung in eine nahe gelegene Bebauung oder Gefahr des 
Abrutschens der Ablagerung oder von Teilen davon. 

Gefahrenklasse III 

Verunreinigung von nicht genutztem Grundwasser, Vegetationsschäden, 
Geruchsbelästigung oder freiliegende Ablagerungen bei außer Betrieb 
befindlichen Ablagerungsstätten. 

Gefahrenklasse IV 

Nach vorliegendem Erkenntnisstand ist es vertretbar, die Ablagerungs-
stätte nicht weiter zu untersuchen. 
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II. Wichtige Verträge 
 
Anmerkung: Soweit nachfolgend Preise genannt sind, enthalten diese keine Umsatzsteuer. 
 
Leistungen im Rahmen der Verpackungsverordnung 
Der Entsorgungsbetrieb wurde mit der Einsammlung von Glas und LVP bis 2017 beauftragt. 
 
Holz 
Mit der Verwertung von Altholz war die Firma Zeller Recycling GmbH beauftragt. 
 
Bauschutt 
Mit der Verwertung von Bauschutt ist die Firma Meinhardt Städtereinigungs GmbH beauftragt. 
Nicht verwertbare Bauabfälle werden vom ELW entsorgt. 
 
Bioabfälle 
Mit dem Landkreis Mainz-Bingen hat die Stadt Mainz am 17. Juni 1993 einen Vertrag über die 
Anlieferung von Bioabfällen in das Humuswerk Essenheim (jetzt Biomasseanlage Essenheim 
GmbH) durch die Stadt Mainz abgeschlossen. Im Jahr 2011 wurde dieser Vertrag vorzeitig um 
weitere acht Jahre verlängert. Der Kompostierung ist nun eine Vergärungsstufe vorgeschaltet, 
mit der nun aus den angelieferten Bioabfällen auch Gas zur Stromerzeugung produziert werden 
kann. Damit verbunden ist eine erhebliche Reduzierung der Anlieferungsentgelte. 
 
Grünabfall 
Die Verwertung von Grünabfall erfolgt für die Anliefermengen in Weisenau durch die Firma 
Meinhardt Städtereinigungs GmbH und bei Anlieferungen in Essenheim durch die Firma Veolia 
Umweltservice West GmbH, Soest (Betreiber für die BMA Essenheim GmbH). 
 
Deponiesickerwasser 
Seit 2004 erfolgt die Behandlung von Deponiesickerwasser im MHKW. Die Laufzeit des Vertra-
ges mit der EGM geht bis zum 31. Dezember 2023. 
 
Deponiegasverstromung 
Mit der Stadtwerke Mainz AG, Mainz, hat der Eigenbetrieb am 16. März 1990 einen Stromliefe-
rungsvertrag für die Deponiegasverstromung auf der Deponie Budenheim geschlossen. Hierhin 
verpflichtet sich der Eigenbetrieb, die gesamte in seiner Stromerzeugungsanlage "Mülldeponie 
Budenheim" erzeugte elektrische Energie, soweit sie den Eigenbedarf übersteigt, an die Stadt-
werke Mainz AG zu liefern. Diese Mengen werden nach EEG abgerechnet. 
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Thermische Behandlung von Abfällen 
Am 26. April 1999 schloss die Stadt Mainz mit der Entsorgungsgesellschaft Mainz mbH, Mainz 
(EGM), einen Vertrag über die thermische Behandlung von Abfällen. Der Behandlungspreis 
wird nach den Vorschriften der PR 30/53 ermittelt. Von der Anliefermenge entfallen 61.000 t/a 
auf die Stadt Mainz und 33.000 t/a auf den Landkreis Mainz-Bingen. Der Vertrag endet am 
31. Dezember 2023. Ferner schloss die Stadt Mainz am 21. Januar 2000 mit der EGM einen 
Vertrag über die thermische Behandlung von jährlich 17.000 t Abfällen aus dem Donnersberg-
kreis ab dem 1. Januar 2004. Der Vertrag endet ebenfalls am 31. Dezember 2023. Die Entgelte 
entsprechen denen des o. a. Vertrages. Im Jahr 2015 wurden die Vertragsmengen für die Stadt 
Mainz auf 51.000 t und für den Donnersbergkreis auf 13.000 t unter Anpassung des Entsor-
gungspreises reduziert. 

 
Zweckvereinbarung mit dem Landkreis Mainz-Bingen 
Mit dem Landkreis Mainz-Bingen wurde am 26. April 1999 eine Zweckvereinbarung zur Über-
nahme von Abfallentsorgungsaufgaben des Landkreises Mainz-Bingen durch die Stadt Mainz 
geschlossen. Die Zweckvereinbarung kann erstmals zum 31. Dezember 2023 aufgehoben wer-
den. Die Stadt Mainz erfüllt danach die bestehenden Pflichten des Landkreises Mainz-Bingen 
zur Entsorgung der in seinem Gebiet anfallenden brennbaren Abfällen aus Haushaltungen und 
der Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen zugleich für diesen. Der Landkreis 
ist berechtigt und verpflichtet, sämtliche von ihm eingesammelten Abfälle zur Beseitigung aus 
privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen der Stadt bzw. der von ihr beauftrag-
ten EGM zur thermischen Behandlung oder zur Verwertung zu überlassen. Die Kostenerstat-
tung ist entsprechend dem Vertrag mit der EGM geregelt. 
 
Am 1. Juli 2010 wurde eine weitere Zweckvereinbarung zu der abfallwirtschaftlichen Kooperati-
on über die Einsammlung von Restmüll und Bioabfall sowie Sperrmüll und PKK abgeschlossen. 
Die Vereinbarung ist seit dem 1. Januar 2012 in Kraft und auf unbestimmte Zeit gültig. 
 
Zweckvereinbarung mit dem Donnersbergkreis 
Die Stadt Mainz und der Donnersbergkreis haben am 21. Januar 2000 eine Zweckvereinbarung 
zur Übernahme von Abfallentsorgungsaufgaben des Donnersbergkreises durch die Stadt Mainz 
geschlossen. Danach wird der Donnersbergkreis ab dem 1. Januar 2004 20 Jahre lang 17.000 t 
Restabfälle ins Müllheizkraftwerk liefern. Die Kostenerstattung ist entsprechend dem Vertrag mit 
der EMG geregelt. In 2015 wurde die Anliefermenge auf 13.000 t gesenkt.  
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Vertrag über die Verwertung von PKK-Abfällen 
In 2006 erfolgte die Neuausschreibung der Entsorgung von PKK in Verbund mit weiteren kom-
munalen Gebietskörperschaften (Wetteraukreis, Stadt Wiesbaden, Saarbrücken, Völklingen). 
Die Firma WEKO erhielt den Zuschlag aller vier Gebietskörperschaften für den Zeitraum vom 
1. März 2007 bis 31. August 2008. Eine Verlängerung um ein halbes Jahr ist möglich. Diese 
Option wurde aufgrund unterschiedlicher Vertragsauslegungen nicht gezogen. Bei der Neuaus-
schreibung der Leistungen in 2008 traten drei weitere Partner der Ausschreibungsallianz bei 
(Stadt Heidelberg, Stadt Rüsselsheim, Rhein-Hunsrück-Kreis). Als Höchstbietender erhielt die 
Firma WEKO wiederum den Zuschlag aller Gebietskörperschaften für drei Jahre. Nach erneuter 
Ausschreibung in 2012 ging die Firma WEKO wiederum als Höchstbietender aus dem Aus-
schreibungsverfahren hervor. Die Vertragslaufzeit beträgt vier Jahre mit einer zweijährigen Ver-
längerungsoption. Ab April 2014 wurde die operative Abwicklung an die Firma Palm Recycling 
übertragen. Die Verlängerungsoption über zwei Jahre wurde im Jahr 2016 gezogen. 
 
Sperrmüllsortierung 
Bis zum 31. Mai 2013 hat der Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz in Eigenregie auf der ge-
pachteten Sortieranlage der Firma Meinhardt in Mainz-Weisenau den Sperrmüll selbst sortiert. 
Nach einer öffentlichen Ausschreibung erfolgt die Sortierung seit dem 1. Juni 2013 durch die 
Firma Meinhardt. 
 
Erbbaupachtvertrag Deponiegelände Budenheim 
Zwischen dem Entsorgungsbetrieb und der Mainzer Golfclub GmbH & Co. KG wurde mit Datum 
vom 19. März 2007 ein Erbbaupachtvertrag über wesentliche Teile des Deponiegeländes im 
Entsorgungszentrum Budenheim für die Dauer von 99 Jahren geschlossen. Der Mainzer 
Golfclub erhält das Recht, auf dem Gelände eine 18-Loch Golfanlage zu errichten. Gleichzeitig 
wird das Gelände in wesentlichen Teilen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Der Entsor-
gungsbetrieb erhält hierfür eine Jahrespacht von zurzeit EUR 66.840,54.  
 
Behandlung und Verwertung von Straßenkehricht 
Seit August 2014 ist die Firma Zeller Recycling GmbH mit der Verwertung beauftragt. 
 
Konzessionsverträge über die Verfüllung des Steinbruchs Laubenheim-Nord 
Im März 2010 wurden nach einem öffentlichen Bieterverfahren Konzessionsverträge über die 
Verfüllung des Steinbruchs Laubenheim-Nord mit drei Firmen abgeschlossen. Die Verträge ge-
hen über eine Laufzeit von drei Jahren bei einem Verfüllvolumen von mindestens 450.000 t/a. 
Die vertraglich mögliche Verlängerungsoption um 1 Jahr wurde gezogen. Die Verträge wurden 
in 2014 neu ausgeschrieben und an drei Firmen vergeben. Die Gesamtmenge reduzierte sich 
auf 400.000 t/a. Die Laufzeit endete am 28. Februar 2017. 
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Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 

 
 

Steuerliche Verhältnisse 
 
Die Abfallentsorgung durch die Stadt Mainz ist eine hoheitliche Tätigkeit. Die entgeltliche Ver-
äußerung wiederverwertbarer Abfälle oder der aus den Abfällen gewonnenen Stoffe oder Ener-
gie durch die entsorgungspflichtige Körperschaft ist gemäß dem Schreiben vom 13. März 1987 
des BMF (BStBl. I 1987 S. 373) steuerlich ebenfalls als hoheitliche Tätigkeit anzusehen. 
 
Soweit aber die Stadt aufgrund von privatrechtlichen Vereinbarungen Aufgaben im Rahmen des 
in § 6 Abs. 3 S. 1 VerpackV beschriebenen Systems durchführt, ist sie als entsorgungspflichtige 
Körperschaft wirtschaftlich im Rahmen eines Betriebes gewerblicher Art tätig (Schreiben des 
BMF vom 7. März 1994 IV.B7-S 2706-30/94). Dabei werden die Wertstoffentsorgung im Rah-
men der VerpackV, die Wertstoffentsorgung bei Gewerbebetrieben und die Kantine als Betrieb 
gewerblicher Art in der Kostenrechnung nachgehalten. 
 
Der Betrieb ist bis einschließlich Veranlagungszeitraum 2002 bestandskräftig veranlagt. Der 
Entsorgungsbetrieb wird im Zusammenhang mit der Prüfung der Stadt Mainz geprüft. Eine Prü-
fungsanordnung für die Jahre 2009 bis 2012 liegt vor. Zum Prüfungszeitpunkt im April 2017 lag 
noch kein Ergebnis der Betriebsprüfung vor.   
In der Betriebsprüfung zeichnete sich jedoch eine unterschiedliche Auffassung zwischen dem 
Finanzamt und dem Entsorgungsbetrieb hinsichtlich der steuerlichen Behandlung der Erträge 
aus der Verfüllung der Deponie Laubenheim ab.  
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Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz, Mainz 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 

 
Aufgliederungen und Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung  

für das Wirtschaftsjahr 2016 
 
 
1. Umsatzerlöse  2016 EUR 47.541.486,25 

   2015 EUR 46.891.976,46 

 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Abfallbeseitigung 25.611.716,50  25.099.776,07 

Straßenreinigung 7.442.536,87  7.408.104,11 

Werkstatt 559.804,18  622.794,24 

Betrieb gewerblicher Art (BgA) 6.432.561,88  6.303.712,01 

Zweckvereinbarung Landkreis Mainz-Bingen 6.125.476,72  5.858.719,30 

Verwaltungskostenaufschlag  
Landkreis Donnersbergkreis 133.696,77  138.307,68 

Winterdienst 604.639,55  617.276,23 

Mieten und Pachten 387.351,10  317.443,86 

Sonstiges 243.702,68  525.842,96 

 47.541.486,25  46.891.976,46 

 
Abfallbeseitigung 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Hausmüllentsorgung 19.280.045,04  19.170.272,37 

Gewerbemüllentsorgung 1.959.855,56  1.667.157,60 

Deponieerlöse 1.426.741,23  1.338.223,83 

Grünschnitt- und Biomüllentsorgung 366.937,18  355.111,67 

Altpapierverwertung 1.710.191,58  1.457.089,10 

Sondermüllentsorgung 15.975,74  24.784,63 

Wertstoffverwertung 433.356,49  673.458,06 

Sonstige Entsorgung 418.613,68  413.678,81 

 25.611.716,50  25.099.776,07 
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Straßenreinigung 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Benutzungsgebühren 5.036.889,19  4.999.037,28 

Erstattung öffentlicher Anteil Stadt Mainz 1.147.000,00  1.147.000,00 

Reinigung städtischer Grundstücke 1.175.593,28  1.180.453,87 

Sonstige Reinigungsleistungen 83.054,40  81.612,96 

 7.442.536,87  7.408.104,11 

 
Werkstatt 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Verkauf von Schmier- und Treibstoffen 246.445,14  267.952,77 

Sonstige Leistungen 313.359,04  354.841,47 

 559.804,18  622.794,24 

 
Betrieb gewerblicher Art (BgA) 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Vermarktung Verbrennungskapazitäten an Dritte 364.916,67  351.733,89 

Glas 953.483,56  951.142,14 

Leichtstoffe 569.936,92  569.031,94 

Papier 741.122,64  773.839,28 

Umleerbehälterabfuhr 394.332,91  380.679,73 

Container- und Absetzkippabfuhr 126.185,81  126.102,89 

Abfälle zur Ablagerung 2.170.580,04  2.032.068,27 

Grün- und Bioabfälle 38.628,10  50.733,47 

Sonstige Reinigungsleistungen 100.763,24  103.213,65 

Sonstige Abfallleistungen 485.017,63  375.771,68 

Stromerzeugung, Kantine und Sonstiges 487.594,36  589.395,07 

 6.432.561,88  6.303.712,01 
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2. Sonstige betriebliche Erträge  2016 EUR 1.120.346,03 

   2015 EUR 1.318.784,30 

 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Ordentliche Erträge 653.708,34  544.371,94 

Periodenfremde und neutrale Erträge 466.637,69  774.412,36 

 1.120.346,03  1.318.784,30 

 
Ordentliche Erträge 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Inanspruchnahme Deponienachsorgerückstellung 597.582,75  503.880,65 

Säumniszuschläge und Mahngebühren 15.396,86  19.732,75 

Schadensersatzleistungen 40.728,73  20.758,54 

 653.708,34  544.371,94 

 
Periodenfremde und neutrale Erträge 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Erträge aus Anlagenabgängen 0,00  367.778,72 

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 466.637,69  406.633,64 

 466.637,69  774.412,36 
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3. Materialaufwand  2016 EUR 17.315.828,94 

   2015 EUR 17.207.550,83 

      
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und 

Betriebsstoffe und für bezogene Waren 
 

2016 EUR 3.027.912,46 

   2015 EUR 3.067.970,22 

 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Materialverbrauch und Aufwendungen für Fahrzeuge 1.579.085,06  1.502.872,80 

Brenn-, Treib- und Schmierstoffe 1.333.055,13  1.458.540,11 

Sonstiger Materialbezug 25.297,25  14.740,68 

Wareneinsatz Kantine 90.475,02  91.816,63 

 3.027.912,46  3.067.970,22 

 
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen  2016 EUR 14.287.916,48 

   2015 EUR 14.139.580,61 

 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Abfallentsorgung durch Dritte 10.393.243,07  10.156.261,31 

Bezug sonstiger Fremdleistungen 2.472.120,90  2.191.161,52 

Unterhaltung Betriebsgebäude 559.793,73  1.069.115,27 

Unterhaltung Maschinen und maschinelle Anlagen 292.596,43  225.840,23 

Strom 206.072,34  161.193,62 

Fernwärme 86.078,50  77.439,60 

Gas 64.762,47  70.598,10 

Entsorgung Sickerwasser 18.820,82  2.799,95 

Abwassergebühren, Straßenreinigungsgebühren 148.887,38  129.680,45 

Wasserbezug 45.540,84  55.490,56 

 14.287.916,48  14.139.580,61 
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4. Personalaufwand  2016 EUR 23.077.434,74 

   2015 EUR 22.243.741,66 

 
a) Löhne und Gehälter  2016 EUR 17.857.779,55 

   2015 EUR 17.087.268,04 

 
  2016  2015 
  EUR  EUR 

Vergütung Beschäftigte  17.600.157,01  17.035.311,28 

Beamtenbesoldung  139.627,54  118.781,76 

Veränderung der Rückstellungen  
für Altersteilzeit und Pensionen 

 
117.995,00  -66.825,00 

  17.857.779,55  17.087.268,04 

 
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für  

Altersversorgung und für Unterstützung 
 

2016 EUR 5.219.655,19 

   2015 EUR 5.156.473,62 

 
  2016  2015 
  EUR  EUR 

Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung  3.532.347,53  3.489.405,47 

Versorgungsbezüge  116.581,31  141.542,50 

Beiträge zur Zusatzversorgungskasse  1.413.011,04  1.380.462,33 

Aufwendungen für Unterstützung und Beihilfen  12.715,31  20.063,32 

Gemeindeunfallversicherung  145.000,00  125.000,00 

  5.219.655,19  5.156.473,62 

 
5. Abschreibungen auf immaterielle  

Vermögensgegenstände des  
Anlagevermögens und Sachanlagen 

 

2016 EUR 3.136.945,20 

   2015 EUR 3.202.129,25 
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6. Sonstige betriebliche Aufwendungen  2016 EUR 2.131.310,76 

   2015 EUR 2.529.203,93 

 
 2016  2015 
 EUR  EUR 

Verwaltungskostenbeitrag 351.383,59  346.900,23 

Gutachten-, Notar- und Gerichtskosten 102.954,67  77.881,31 

Versicherungen 260.592,18  269.295,97 

Dienst- und Schutzbekleidung 130.599,18  129.856,14 

Öffentlichkeitsarbeit 213.889,40  141.636,35 

Mieten und Pachten 171.145,34  123.549,36 

Porto, Fernmelde- und Rundfunkgebühren 91.482,80  87.101,86 

Fremdreparaturen an Maschinen und Gebäuden 442.319,37  459.701,26 

Mitgliedsbeiträge 7.237,96  7.237,96 

Aus- und Fortbildung, Reisekosten 75.618,23  98.570,75 

Prüfung und Beratung 46.422,64  41.961,47 

Bürobedarf, Bücher, Zeitschriften 55.934,42  57.815,97 

Sonstige 45.445,78  439.199,83 

Periodenfremde und neutrale Aufwendungen    

– Verluste aus Anlagenabgängen 672,93  21.856,66 

– Wertberichtigung auf Forderungen 27.326,46  18.501,67 

– Sonstige 108.285,81  208.137,14 

 2.131.310,76  2.529.203,93 

 
 7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  2016 EUR 12.632,17 

   2015 EUR 215.474,24 

 
  2016  2015 
  EUR  EUR 

Zinsen aus Bankguthaben  5.632,17  10.684,24 

Stundungszinsen  7.000,00  204.790,00 

  12.632,17  215.474,24 
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  8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  2016 EUR 1.797.753,08 

   2015 EUR 1.578.053,08 

 
  2016  2015 
  EUR  EUR 

Darlehenszinsen  234.555,43  256.979,47 

Aufzinsung Rückstellungen  1.563.197,65  1.321.073,61 

  1.797.753,08  1.578.053,08 

 
  9. Ergebnis nach Steuern  2016 EUR 1.215.191,73 

   2015 EUR 1.665.556,25 

 
  10. Sonstige Steuern  2016 EUR 222.845,94 

   2015 EUR 222.804,28 

 
  2016  2015 
  EUR  EUR 

Kfz-Steuer  48.757,79  49.661,79 

Grundsteuer  45.019,08  40.116,54 

Umsatzsteuer interne Verrechnungen  127.075,49  133.025,95 

Umsatzsteuer Vorjahre  1.993,58  0,00 

  222.845,94  222.804,28 

 
  11. Jahresgewinn  2016 EUR 992.345,79 

   2015 EUR 1.442.751,97 
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Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 

  
Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

 
 
Grundlage unserer Arbeiten ist der Prüfungsstandard IDW PS 720 des Instituts der Wirtschafts-
prüfer in Deutschland e. V. (Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
führung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG). Dieser Prüfungsstandard ist in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesfinanzministerium, dem Bundesrechnungshof und den Lan-
desrechnungshöfen erarbeitet worden.  
 
Die dort aufgeführten Fragen sind lückenlos zu beantworten. Soweit eine einzelne Frage für die 
geprüfte Einrichtung nicht einschlägig ist, ist dies zu begründen. Soweit sich die Beantwortung 
der Frage bereits aus der Berichterstattung über die Jahresabschlussprüfung ergibt, haben wir 
Verweisungen vorgenommen. 
 
 
Der oben bezeichnete Fragenkatalog gliedert sich wie folgt: 
 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
Vermögens- und Finanzlage 
Ertragslage 
 
 
Beantwortung des Fragenkatalogs: 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
 
Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indivi-
dualisierte Offenlegung der Organbezüge 
 
a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftli-
che Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. 
für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Be-
dürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 
 
Die Betriebssatzung sieht zwei Werkleiterstellen mit den Geschäftsbereichen Technik und Be-
trieb sowie Verwaltung und Finanzen vor. Seit Februar 2000 ist die Stelle des kaufmännischen 
Werkleiters nicht besetzt. Mit Verfügung vom 9. November 2000 wurde Herr Hermann Winkel 
zum 1. Werkleiter bestellt. Für den Entsorgungsbetrieb ist gemäß § 5 der Betriebssatzung vom 
7. Mai 1998 ein Werkausschuss gebildet worden; seine Befugnisse sind in § 3 Eigenbetriebs- 
und Anstaltsverordnung (EigAnVO) vom 5. Oktober 1999 sowie in dem § 6 der Betriebssatzung 
geregelt. Die Einbindung des Überwachungsorgans in die Entscheidungsprozesse ist weitge-
hend durch die EigAnVO vorgegeben. Darüber hinaus gibt es keine schriftlichen Weisungen 
des Überwachungsorgans zur Organisation der Werkleitung. Die Aufgabenverteilung innerhalb 
des Eigenbetriebes wird durch den Geschäftsverteilungsplan vom 1. Januar 2014 geregelt. Die-
se Regelungen sind an die Bedürfnisse des Eigenbetriebes angepasst. 
 
b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur-
den Niederschriften hierüber erstellt? 
 
Im Berichtsjahr haben insgesamt sieben Sitzungen des Werkausschusses stattgefunden; die 
Niederschriften entsprechen gemäß § 19 der Geschäftsordnung für die Ausschüsse des Stadt-
rats den in § 41 Abs. 1 GemO festgelegten Mindestanforderungen. Wir haben die Niederschrif-
ten eingesehen. 
 
c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 des 
Aktiengesetzes sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 
 
Der Werkleiter ist auskunftsgemäß in keinen weiteren Aufsichtsräten und anderen Kontrollgre-
mien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG tätig. 
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d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) indi-
vidualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fi-
xum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung 
ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 
 
Da die Werkleitung nur mit einer Person besetzt ist, wurde von dem Wahlrecht gemäß § 286 
Abs. 4 HGB Gebrauch gemacht und über die Bezüge der Werkleitung keine Angaben gemacht. 
Die Angaben hinsichtlich der Vergütung an die Mitglieder des Werkausschusses sind im An-
hang zum Jahresabschluss enthalten. Erfolgsbezogene Komponenten und Komponenten mit 
langfristiger Anreizwirkung sind in den Bezügen nicht enthalten. 
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Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
 
Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 
 
a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbe-
fugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 
 
Für den Werkausschuss gilt die Geschäftsordnung für den Stadtrat, die Ausschüsse des Stadt-
rates, die Ortsbeiräte und den Ausländerbeirat der Stadt Mainz vom 17. August 1994. Für die 
Werkleitung sind der Aufgabenumfang in der Betriebssatzung und die Vertretung im Geschäfts-
verteilungsplan vom 1. Januar 2014 geregelt. 
 
Nach den bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen entsprechen diese Regelungen den 
Bedürfnissen des Eigenbetriebes. 
 
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren 
wird? 
 
Hierfür ergaben sich keine Anhaltspunkte. 
 
c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do-
kumentiert? 
 
Die Stadt Mainz hat Standards zur Steigerung der Effizienz, Transparenz und Kontrolle bei den 
städtischen Beteiligungsgesellschaften festgelegt und in einem Public Corporate Governance 
Kodex dokumentiert. Der Kodex enthält unter anderem Vorkehrungen zur Korruptionsbekämp-
fung. Der Kodex wird vom Entsorgungsbetrieb angewandt. 
 
Darüber hinaus existiert die Dienstanweisung "Korruption", die jedem Mitarbeiter zur Kenntnis 
gebracht wurde. Zur Unterbindung von Korruptionsmöglichkeiten gilt das Vier-Augen-Prinzip. 
Ausschreibungen erfolgen über die Vergabestelle der Stadt Mainz. 
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d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwe-
sen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese 
nicht eingehalten werden? 
 
Grundsätzliches wird in der Dienstanweisung Haushalt-Kassen-Rechnungswesen (DA-HKR) 
der Stadt Mainz geregelt. Darüber hinaus werden die Befugnisse hinsichtlich der Auftrags-
vergabe in der Betriebssatzung vom 7. Mai 1998 geregelt. Daneben ist die "Dienstliche Anord-
nung für das Bestellwesen und die Rechnungslegung im Entsorgungsbetrieb" vom 28. Au-
gust 2012 zu beachten. Der Werkleiter hat entschieden, dass alle Beschaffungsmaßnahmen mit 
einem Volumen ab EUR 10.000,00 durch die Verdingungsstelle der Stadt Mainz ausgeschrie-
ben werden müssen. Verstöße hiergegen haben wir bei unserer Prüfung nicht festgestellt, wo-
bei es sich hierbei nicht um einen Prüfungsschwerpunkt handelte. 
 
Darüber hinaus liegen, insbesondere für den zertifizierten Bereich, Arbeits- und Verfahrensan-
weisungen vor. 
 
e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-
waltung, EDV)? 
 
Die wesentlichen und über einen längeren Zeitraum laufenden Verträge werden zentral archi-
viert bzw. in das Urkundenbuch der Stadt Mainz aufgenommen. Die Dokumentation ist ord-
nungsgemäß. 
 
Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 
 
a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten – 
den Bedürfnissen des Eigenbetriebes? 
 
Das Planungswesen ist im Wesentlichen durch die EigAnVO vorgeschrieben. Es entspricht im 
Hinblick auf den Planungshorizont und die Fortschreibung den Bedürfnissen des Eigenbetrie-
bes. Der Wirtschaftsplan entspricht in seiner Gliederung den Vorschriften und entspricht in sei-
nem Aufbau dem Jahresabschluss. Investitionen werden im Einzelnen dokumentiert. 
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b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 
 
Planabweichungen werden systematisch untersucht; sie werden monatlich vom Abteilungsleiter 
Finanz- und Rechnungswesen überprüft. Zum 30. Juni wird ein Zwischenabschluss erstellt und 
dem Werkausschuss vorgetragen. Darüber hinaus erhält das Beteiligungscontrolling Quartals-
berichte mit Abweichungsanalysen zum Vorjahr bzw. zum Planansatz. 
 
c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 
den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 
 
Das Rechnungswesen einschließlich Kostenrechnung ist der Größe und den besonderen An-
forderungen des Eigenbetriebes angemessen ausgestaltet. 
 
d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquidi-
tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 
 
Eine laufende Liquiditätskontrolle wird durchgeführt. Die Kreditüberwachung entspricht den Er-
fordernissen des Eigenbetriebes. 
 
e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben 
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten 
worden sind? 
 
Ein zentrales Cash-Management besteht nicht. 
 
f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? 
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen 
zeitnah und effektiv eingezogen werden? 
 
Die vollständige und zeitnahe Rechnungsstellung ist gewährleistet. Die Entgelte für die Depo-
nienutzung sowie die Containergestellung und -abfuhr werden in der Regel monatlich abge-
rechnet. Im Bereich der regelmäßigen Abfuhr und bei der Straßenreinigung werden Vorauszah-
lungen angefordert. 
 
Durch das bestehende Mahnwesen ist gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah 
und effektiv eingezogen werden. 
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g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-
fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 
 
Das Controlling entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes und umfasst alle wesentli-
chen Bereiche. 
 
h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-
chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Betei-
ligung besteht? 
 
Der Eigenbetrieb verfügt nicht über Tochterunternehmen oder Beteiligungen. 
 
Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 
 
a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 
und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig er-
kannt werden können? 
 
Die Werkleitung hat ein Risikofrüherkennungssystem eingerichtet. Hierzu wurden im Jahr 2003 
alle Risiken in Arbeitskreisen identifiziert. Es wurde anschließend eine Bewertung der Risiken 
hinsichtlich ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit und der möglichen Schadenshöhe vorgenommen. 
Zweimal jährlich stattfindende Risikogespräche dienen der Erkennung und Bewertung neuer 
Risiken. Existenzbedrohende Risiken wurden dabei nicht identifiziert. 
 
b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben 
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 
 
Die getroffenen Maßnahmen reichen aus und sind geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. 
 
c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 
 
Die Maßnahmen sind ausreichend dokumentiert. 
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d) Werden Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem 
aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abge-
stimmt und angepasst? 
 
Frühwarnsignale und Maßnahmen werden kontinuierlich und systematisch mit dem aktuellen 
Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen den Gegebenheiten ab-
gestimmt und ggf. angepasst. 
 
Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 
 
a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzin-
strumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich 
festgelegt? Dazu gehört: 
 
Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 
Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen einge-
setzt werden? 
Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Umfang 
dürfen offene Posten entstehen? 
Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließlich zu-
lässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B. antizipati-
ves Hedging)? 
 
Grundsätzlich werden herkömmliche Finanzinstrumente wie Hypothekendarlehen, Euribordar-
lehen und andere Kredite eingesetzt. Der Einsatz möglicher Finanzinstrumente ist in der Stel-
lenbeschreibung für den Abteilungsleiter Rechnungswesen geregelt. 
 
In den Jahren 2005 und 2006 wurde die Stadt Mainz durch die Deutsche Bank AG im Bereich 
des Schuldenmanagements betreut. 
 
In 2006 hat der Eigenbetrieb ein Zinsderivat (Doppel-Swap) abgeschlossen, um sich für ein 
längerfristiges variabel verzinsliches Darlehen einen festen Zinssatz zu sichern. Der Abschluss 
dieses Geschäftes wurde durch den Werkausschuss am 6. September 2006 genehmigt. 
 
Da bisher lediglich ein Derivat-Geschäft abgeschlossen wurde, wurde durch die Werkleitung 
keine schriftliche Festlegung des Geschäftsumfangs zum Einsatz von Finanzinstrumenten so-
wie anderen Termingeschäften und Derivaten festgelegt. 
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b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkondi-
tionen und zur Risikobegrenzung? 
 
Derivate werden ausschließlich zur Optimierung von Kreditkonditionen und der Risikobegren-
zung eingesetzt. 
 
c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instru-
mentarium zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf 
 
Erfassung der Geschäfte 
Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse 
Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung 
Kontrolle der Geschäfte? 
 
Die Werkleitung hat ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumentarium zur Verfügung 
gestellt. 
 
d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende De-
rivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen? 
 
Es wurden keine nicht der Risikoabsicherung dienenden Derivatgeschäfte abgeschlossen. 
 
e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 
 
Aufgrund der Tatsache, dass bisher nur ein Derivatgeschäft abgeschlossen wurde, hat die 
Werkleitung bisher keine Arbeitsanweisung erlassen. 
 
f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die of-
fenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt? 
 
Da der abgeschlossene Doppel-Swap der Optimierung der Kreditkonditionen und der Risikobe-
grenzung dient, bestehen keine offenen Posten und somit keine Risiken. Der abgeschlossene 
Swap und das zugrunde liegende Basisgeschäft enden beide in 2021. 
 
Zwischen dem Swap und Darlehen als Grundgeschäft besteht nach § 254 HGB eine Bewer-
tungseinheit. Aus diesem Grund ist für den negativen Barwert aus dem Swapgeschäft von 
TEUR 220 keine Drohverlustrückstellung im Jahresabschluss zu bilden.  
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Fragenkreis 6: Interne Revision 
 
Der Fragenkreis trifft nicht zu, da der Eigenbetrieb über keine interne Revision verfügt, aber das 
Revisionsamt der Stadt Mainz prüft alle die Bautätigkeit betreffenden Rechnungen.  
 
a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende interne 
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funk-
tion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 
 
b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Kon-
zern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 
 
c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der internen Revision/Kon-
zernrevision im Wirtschaftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unver-
einbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch ge-
trennt sind? Wann hat die interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention be-
richtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 
 
d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-
stimmt? 
 
e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um 
welche handelt es sich? 
 
f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der internen 
Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revision/Konzern-
revision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
 
Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat-
zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Über-
wachungsorgans 
 
a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht ein-
geholt worden ist? 
 
Anhaltspunkte dafür, dass eine vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustim-
mungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist, haben sich 
nicht ergeben. 
 
b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 
 
Es liegen keine Kreditgewährungen an Werkleitung und Werkausschussmitglieder vor. 
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-
men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenom-
men worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 
 
Es haben sich keine  Anhaltspunkte ergeben, dass entsprechende Maßnahmen vorgenommen 
wurden. 
 
d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Ge-
setz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 
Überwachungsorgans übereinstimmen? 
 
Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass Geschäfte und Maßnahmen nicht im Ein-
klang mit Gesetz, Betriebssatzung, Geschäftsordnung, Beschlüssen des Werkausschusses  
oder Richtlinien des Eigenbetriebes vorgenommen wurden. 
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 
 
a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, imma-
terielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabi-
lität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 
 
Bei den Investitionen handelt es sich in der Regel um notwendige Ersatzbeschaffungen, die ab-
fallrechtlich oder technisch erforderlich sind. Diese werden im Investitionsplan, der durch den 
Werkausschuss und den Stadtrat zu genehmigen ist, begründet und einzeln aufgeführt. 
 
Da es sich um notwendige Ersatzbeschaffungen handelt, werden in der Regel keine Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen durchgeführt. Die Finanzierbarkeit wird im Rahmen der Erstellung des 
Vermögensplans geprüft. Die Investitionsplanung ist angemessen. 
 
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-
lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu er-
möglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 
 
Ein Erwerb bzw. eine Veräußerung von Beteiligungen wurden im Berichtsjahr nicht vorgenom-
men. Bei den übrigen Investitionen wurden Ausschreibungen vorgenommen oder Alternativan-
gebote eingeholt, so dass die Beurteilung der Angemessenheit der Preise möglich war.  
  
c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 
überwacht und Abweichungen untersucht? 
 
Durchführungen von Investitionen werden durch die jeweiligen Fachabteilungen überwacht. Die 
Analyse von Abweichungen und die Budgetierung erfolgt im Rechnungswesen durch die Abtei-
lung Controlling. 
 
d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 
 
Bei den abgeschlossenen Investitionen haben sich keine Überschreitungen ergeben. 
 
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 
 
Der Eigenbetrieb verfügt über ausreichende Kreditlinien. Leasingverträge werden nur in gerin-
gem Ausmaß (EDV, Kopierer, Faxgeräte, ein Firmen-Pkw und ein Müllsammelfahrzeug) abge-
schlossen. 
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 
 
a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. 
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 
 
Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen haben sich nicht ergeben. 
 
Die Überprüfung des Vergabewesens erfolgt durch das Revisionsamt der Stadt. 
 
b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-
gebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 
 
Bei nicht ausschreibungspflichtigen Aufträgen werden Konkurrenzangebote eingeholt. 
 
Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
 
a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 
 
Dem Werkausschuss wird regelmäßig Bericht erstattet.  
 
Gemäß § 8 Abs. 3 der Betriebssatzung i. V. m. § 21 EigAnVO hat die Werkleitung den Ober-
bürgermeister und den Werkausschuss bis zum 30. September über die Entwicklung der Erträ-
ge und Aufwendungen sowie über die Abwicklung des Vermögensplanes schriftlich zu unter-
richten. Die Unterrichtung erfolgte in der Werkausschusssitzung am 14. September 2016. 
 
b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un-
ternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 
 
Die Berichte vermitteln einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Eigenbetrie-
bes und in die einzelnen Betriebszweige. 
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c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 
unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsge-
mäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentli-
che Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 
 
Der Werkausschuss wird über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unterrichtet.  
 
Ungewöhnliche, risikoreiche und nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie 
erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen liegen nicht vor. 
 
d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf 
dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 
 
Im Jahr 2016 fanden keine derartigen Berichterstattungen statt. 
  
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG 
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 
 
Anhaltspunkte für nicht ausreichende Berichterstattung haben sich nicht ergeben. 
 
f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan er-
örtert? 
 
Eine D&O-Versicherung besteht angabegemäß nicht. 
 
g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offen-
gelegt worden? 
 
Meldungen über Interessenkonflikte der Werkleitung oder von Mitgliedern des Werkausschus-
ses lagen nicht vor. 
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Vermögens- und Finanzlage 
 
Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 
 
a) Besteht im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 
 
Durch den Erwerb der Industriefläche in Weisenau mussten auch Ausgleichsflächen von der 
HeidelbergerCement AG erworben werden. Diese werden zum Teil an die Stadt Mainz weiter-
veräußert. 
 
b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 
 
Auffallend hohe oder niedrige Bestände bestehen in den Bilanzposten nicht. 
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögens-
gegenstände wesentlich beeinflusst wird? 
 
Hierzu haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 
 
Fragenkreis 12: Finanzierung 
 
a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investiti-
onsverpflichtungen finanziert werden? 
 
Die Eigenkapitalquote beträgt 51,1 % (Vorjahr 50,7 %). Die Investitionsverpflichtungen wurden, 
wie im Vorjahr, aus dem laufenden Cashflow sowie den vorhandenen liquiden Mitteln finanziert. 
Zusätzliche Kreditaufnahmen waren nicht erforderlich. 
 
b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kre-
ditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 
 
Die Finanzlage ist als solide zu beurteilen. Ausgaben für Investitionen und Finanzierungen wur-
den über den laufenden Cashflow finanziert. Langfristig gebundenes Vermögen ist entspre-
chend den Anforderungen der Fristenkongruenz mit langfristigem Eigen- und Fremdkapital fi-
nanziert.  
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c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garan-
tien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit 
verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden? 
 
Der Eigenbetrieb hat im Jahr 2016 Fördermittel für das Umweltbildungszentrum in Weisenau 
von TEUR 280 erhalten. Die Fördermittel werden entsprechend der EigAnVO direkt von den 
Anschaffungs- und Herstellungskosten des Umweltzentrums abgesetzt.  
 
Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 
 
a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-
stattung? 
 
Die Eigenkapitalquote ist mit 51,1 % ausreichend. Finanzierungsprobleme sind nicht zu erwar-
ten. 
 
b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 
 
In den letzten Jahren wurde das Jahresergebnis nach Abzug der nach § 8 Abs. 3 KAG zu er-
wirtschaftenden Eigenkapitalverzinsung, die der allgemeinen Rücklage zugeführt wurde, auf 
neue Rechnung vorgetragen. Der Jahresgewinn des Wirtschaftsjahres wird mit dem bestehen-
den Gewinnvortrag auf neue Rechnung vorgetragen. 
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Ertragslage 
 
Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 
 
a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/ 
Konzernunternehmen zusammen? 
 
Im Betriebszweig Abfallentsorgung wurde ein Gewinn in Höhe von TEUR 463 erwirtschaftet. 
 
Der Betriebszweig Deponie hatte einen Gewinn in Höhe von TEUR 159 zu verzeichnen. 
 
Im Betriebszweig Straßenreinigung wurde ein Gewinn in Höhe von TEUR 206 erwirtschaftet. 
 
Der Betrieb gewerblicher Art erzielte einen Gewinn in Höhe von TEUR 164. 
 
Der Bereich der Abfalleinsammlung für den Landkreis Mainz-Bingen erwirtschaftete ein ausge-
glichenes Ergebnis, da alle Kosten durch den Landkreis übernommen werden. 
 
Im Übrigen verweisen wir auf die Erfolgsübersicht (Formblatt 5 EigAnVO) im Anhang zum Jah-
resabschluss. 
 
b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 
 
Nein. 
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-
beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu 
unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 
 
Es liegen keine Konzernverflechtungen vor. Abrechnungen mit dem Einrichtungsträger erfolgten 
zu angemessenen Konditionen. 
 
d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 
 
Der Eigenbetrieb ist nicht konzessionsabgabepflichtig. 
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Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 
 
a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 
 
In 2016 wurde in allen Sparten ein Gewinn erwirtschaftet. 
 
b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 
Maßnahmen handelt es sich? 
 
Es wurden keine kurzfristigen Maßnahmen ergriffen. 
 
Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Ertragslage 
 
a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 
 
Im Berichtsjahr wurde ein Jahresgewinn erzielt. 
 
b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des 
Unternehmens zu verbessern? 
 
Für das Jahr 2017 sieht der Wirtschaftsplan einen Jahresgewinn vor. 
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